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Marke „nationalistisch und christlich”

OS. Die Wahlkampagne der SED zu den 
„Volkskammer"- und Bezirkstagswahlen 
am 20. Oktober zeigte von Tag zu Tag 
mehr, daß man in Pankow entschlossen 
ist, auf der gesamten Klaviatur der pro­
pagandistischen Möglichkeiten zu spielen. 
Dabei spielten auch nationalistische Ti­
raden eine nicht unerhebliche Rolle.

Die Zonenpresse stimmte so Lobgesänge 
auf die „nationale Vergangenheit" an. 
Man nahm den 150. Jahrestag der Be­
freiungskriege zum Anlaß, um in zahl­
losen Veröffentlichungen der Ereignisse 
des Jahres 1813 zu gedenken, um zwi­
schen dem damaligen Volksaufstand ge­
gen Napoleon und der Forderung des 
Kommunismus nach dem Abzug der West­
mächte aus Deutschland eine Parallele zu 
konstruieren. Die „Helden der Befreiungs­
kriege" von 1813 werden von den kom­
munistischen Propagandisten als „Ahn­
herren" der „sozialistischen" Befreiung 
des deutschen Volkes gefeiert. Auf der 
gleichen Linie liegt ein neuer „Theodor- 
Körner-Kult Sein 150. Todestag wurde 
dazu benutzt, den Anspruch der Kommu­
nisten auf die Wahrung „nationaler Tra­
dition" zu unterstreichen. Wo auch immer 
der Dichter der Befreiungskriege Theodor 
KÖRNER aufgetaucht sein mag, wird sei­
ner als „Vorbereiter des Befreiungs­
kampfes vom westlichen Joch" gedacht. 
In der sächsischen Stadt Grimma z. B., wo 
KÖRNER im Hause des Verlegers GÖ­
SCHEN einmal ' Einkehr hielt, wurden 
Feiern veranstaltet, um alle Bürger der 
Stadt für die Wahlen am 20. Oktober zu 
begeistern. In der ostsächsischen Stadt 
Zittau, wo kurz nach dem Kriegsende von 
den Kommunisten das Denkmal Theodor 
KÖRNERs zerstört worden war, weil 
KÖRNER damals noch als Nationalist galt, 
wird heute ein neues KÖRNER-Denkmal 
eingeweiht. Der seit 1962 in Ost-Berlin 

residierende NVA-Stadtkommandant, 
General POPPE, fuhr in das vor den To­
ren Berlins gelegene brandenburgische 
Städtchen Großbeeren, um mit dem so­
wjetischen Kommandanten dieses Bereichs 
am 150. Jahrestag der Schlacht von Groß« 
beeren der deutsch-russischen Waffel 
brüderschaft zu gedenken.

Es bleibt nicht nur bei der nationalisti­
schen Note der SED-Wahlkampagne. Es 
wurde auch der Versuch unternommen, 
das christliche Bewußtsein breiter Bevöl­
kerungsschichten für die kommunistische 
Propaganda auszunutzen. Nicht nur der 
„Bund evangelischer Pfarrer in der DDR", 
eine Organisation, die schon vor Jahren 
zur Unterstützung des SED-Staates ge­
schaffen wurde, sondern alle „bürger­
lichen" Zeitungen der Zone müssen lau­
fend Berichte über die staatliche Unter­
stützung der Kirchen veröffentlichen. Daß 
aber der Bereitschaft zur Übernahme der 
Aufbaukosten für zerstörte Kirchen zahl­
reiche Fälle gegenüberstehen, in denen 
historisch wertvollste christliche Kultur­
denkmäler — wie z. B. in Magdeburg — 
den kommunistischen Städteplanern zum 
Opfer fielen, wird verschwiegen. Pankow 
hofft offenbar, die christlich eingestellt^ 
Mitbürger durch staatliche Aufbau-Bilan^ 
zen zugunsten der Kirchen im Sinne der 
SED-Wahlpropaganda einfangen zu kön­
nen. Im Bezirk Erfurt, so wird verkündet, 
seien vom Staat für Restaurierung der 
Kirchen rund 1 Mill. DM aufgebracht wor­
den. Für den Bezirk Cottbus wiederum 
wird als besonderes Verdienst in An­
spruch genommen, es seien seit 1958 hier 
vier katholische und eine evangelische 
Kirche neu erbaut worden. — Für die 
Wahlkampagne der SED ist auch der pri­
mitivste Trick ein erfolgversprechendes 
Propagandainstrument.
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Vorstandstagung des Gaues Hord-West 
und der Bundeszentrale des Reichsbanners

Am 16./17. November d. J. trafen sich in 
Verden/Aller die Vorstände der Ortsver­
eine des Bezirks Weser-Ems, des Gaues 
Nord-West und der Bundeszentrale zu 
einer routinemäßigen Tagung, um alle in 
der letzten Zeit angefallenen organisatori­
schen Fragen zu bearbeiten. Vom FB nah­
men zwei Vertreter daran teil.

Am 16. 11. nachmittags besichtigten wir 
(ie alte Reiterstadt Verden. Ein altes 
tädtchen mit zum Teil noch gut erhal­

tenen alten Fachwerkhäusern.

Abends waren wir Berliner mit Ver­
tretern der Stadtverwaltung zusammen, 
um auch hier wie in Bremen kommunal­
politische Gedanken auszutauschen. Auch 

diese Besprechung am Rande der Tagung 
verlief sehr harmonisch.

Die Tagesordnung der Tagung umfaßte 
5 Punkte, die in einer sachlichen und 
fairen Diskussion besprochen und mit gro­
ßer Mehrheit Zustimmung fanden.

Hervorzuheben ist, daß in Paderborn 
am 7. März 1964 der Ortsverein des 
Reichsbanners „Schwarz-Rot-Gold" ge­
gründet werden soll. Wir Berliner vom 
FB sind von allen Teilnehmern dazu herz­
lichst eingeladen. Wir haben diese Ein­
ladung angenommen und bitten daher alle 
Kameraden, die Lust und Interesse haben, 
mit nach Paderborn zu fahren, sich bis 
spätestens Ende Januar 1964 bei ihrem 
Bezirksvorstand zu melden. Nähere Ein­
zelheiten ergehen rechtzeitig. E. K.

Ost-Berlins Bürger und die Mauer
OS. Was die Bewohner des östlichen 

Teils von Berlin über die ULBRICHT- 
Mauer denken, ist im Westen schon längst 
kein Geheimnis mehr. Die Flüchtlinge, 
denen auch nach der Errichtung der 100- 
Meter-Sperrzone die Flucht über die 
Mauer gelingt, berichten über die stän­
dig zunehmende Empörung der Bürger 
Ost-Berlins.

Wenn jetzt erstmalig auch Ost-Berlins 
Verwaltungschef EBERT zugeben mußte, 
daß sich die Haltung der Ostberliner im­
mer mehr gegen die SED als den Urheber 
der Mauer wendet, so zeigt sich darin, 
welche Formen der Haß gegen die SED 
angenommen hat. Die Klagen EBERTs 
über das „Unverständnis" der Ostberliner 
gegenüber der Mauer, die in seinem Re­
chenschaftsbericht vor der Ostberliner 
Stadtverordnetenversammlung zu hören 
waren, durfte nur die „Berliner Zeitung" 
veröffentlichen. Alle übrigen Zeitungen 
mußten in ihrem Bericht dieses Ein­
geständnis verschweigen, weil Pankow 
fürchtet, die angespannte Lage außerhalb 
der „DDR-Hauptstadt" könne sich noch 
verschlimmern.

Noch viele Bürger Ost-Berlins, so hatte 
der SED-Funktionär EBERT vor der Stadt­
verordnetenversammlung erklärt, ständen 
den Maßnahmen vom 13. August 1961 
„zumindest mit zwiespältigen Gefühlen" 
gegenüber. Wenn sie auch durch ihre 
produktive Arbeit die Politik der SED 
unterstützten, so mache sie doch die Zer­
störung der familiären Beziehungen zwi­
schen den beiden Teilen der Stadt „zwei­
felnd".

Der Versuch EBERTs, die Schuld für die 
nun schon zweijährige Trennung der Ber­
liner Familien der „Verhandlungsunwil­
ligkeit" des Westberliner Senats an­
zulasten, muß von vornherein erfolglos 
bleiben. Er selbst kommt um das Ein­
geständnis nicht herum, daß große Teile 
der Bevölkerung unter dem „Einfluß der 
feindlichen Ideologie“ stehen, d. h. mit 
anderen Worten, daß sie im freien, demo­
kratischen Teil der Stadt ihre Heimat er­
blicken. Wenig überzeugend klang die 
Mahnung EBERTs, bei der Vorbereitung 
der „Wahlen" vom 20. Oktober müßten 
die Propagandisten der SED vor allem 
«diese gegnerisch eingestellten Bürger von
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der Notwendigkeit der ULBRICHT-Mauer 
überzeugen.

Es blieb aber nicht allein bei diesem 
Eingeständnis EBERTs. Nicht weniger in­
teressant erscheint in EBERTs Rede die 
Antwort auf die Frage, was nach dem 
13. August 1961 aus jenen Ostberliner 
Bürgern geworden ist, die vor Errichtung 
der Mauer als „Grenzgänger" in West- 
Berlin gearbeitet haben. Mit gespieltem 
Stolz erklärte er, 30 000 „Grenzgänger" 
leisteten heute produktive Arbeit in Ost- 
Berlin. Da die Zahl der „Grenzgänger" 
vor dem Bau der Mauer aber über 60 000 
lag, blieb der SED-Funktionär EBERT eine 

Erklärung schuldig, was aus den rest­
lichen 30 000 geworden ist.

Bisher haben Partei- und staatliche Stel­
len stets geleugnet, daß Ostberliner Bür­
ger, nur weil sie vor dem 13. August 1961 
in West-Berlin gearbeitet hatten, in Ge­
fängnisse geworfen oder in „Arbeits­
erziehungslager" gesteckt wurden. 
EBERTs Angabe über 30 000 in die Ost­
berliner Produktion eingegliederte 
„Grenzgänger" bestätigt diese Zwangs­
maßnahmen, da nur ein verhältnismäßig 
geringer Teil der 60 000 ehemaligen 
„Grenzgänger" nicht auf Bürger Ost-Ber­
lins, sondern der sowjetzonalen Ran<^ 
gebiete entfiel.

Brot
OS. Der Mangel an Getreide in der So­

wjetunion treibt die Verantwortlichen 
dazu, nach Sündenböcken zu suchen. In 
der gesamten Presse mehren sich die An­
griffe gegen „Diebe" und „Plünderer“, die 
angeblich die Versorgung der Bevölke­
rung sabotierten. Der Milizoberst BLI­
NOW forderte in der „Prawda" Strafen 
gegen Getreidediebe, „daß jedem die Lust 
vergehe!" Im Sowjet jargon ist das eine 
Anspielung auf die Todesstrafe ...

Sicherlich ist die Verknappung von Brot­
getreide nicht die Folge von Diebstählen, 
sondern sie wurde durch das Scheitern 
der Agrarpolitik der KPdSU bedingt. Der 
Sturm auf das Neuland, um eine ge­
nügend breite Erzeugungsbasis für das 
entscheidende Grundnahrungsmittel Brot 
zu erobern, steckt in einer schweren Krise. 
Und die Kolchosordnung in den traditio­
nellen Anbaugebieten hat den Werktäti­
gen nicht den Anreiz gegeben, die volle 
Kraft in die Landarbeit zu investieren. 
Es lohnt sich nicht. Die Auszahlung der 
Arbeitseinheiten in Geld oder Naturalien 
hat noch immer nicht die Höhe erreicht, 
die einen Kolchosnik dazu bewegen 
könnte, mit ganzem Herzen bei der Sache 
zu sein. Nur wenig private Arbeit auf 
dem Hofland bringt mehr als lange Stun­
den auf dem Kolchosacker. All diese Fak­
toren zusammengenommen sind die Ur­
sache der heutigen Misere.

Besonderen Angriffen sehen sich, die 
Besitzer privaten Viehs ausgesetzt, denen 
— meist nicht zu Unrecht — vorgeworfen 
wird, Brotgetreide zu verfüttern. Ja, es 
bleibt nicht einmal bei Brotgetreide, oft 
wird auch ausgebackenes Brot diesem 
Zweck zugeführt. Das ist nicht sonderlich 
verwunderlich, da die meisten Privat­
besitzer von Vieh kein Weideland haben 
und kaum in der Lage sind, andere Fut­
terpflanzen anzubauen. 23 Millionen Kühe 
und 30 Millionen Schweine befinden sich 
in privater Hand. Ein nicht unerheblicher 
Teil dieses Viehs wird in den Städten 
gehalten. Auf der einen Seite hat die 
Partei diese Viehhaltung nicht ungerne 
gesehen, weil sie wesentlich zur Ent­
lastung der Versorgung mit Fleisch, Milch 
und Butter beigetragen hat. Auf der an­
deren Seite droht aber heute diese Art 
der Selbstversorgung die SicherstelluuÄ 
genügender Mengen von Getreide, MerS 
und Brot zu gefährden. Die Viehbesitzer 
sehen sich von allen Seiten bespitzelt, 
was sie verfüttern und woher sie die Fut­
termittel beziehen. Die Folge ist, daß sie 
einen Teil des Viehs abstoßen müssen, 
weil auf legalem Wege die Viehversor­
gung so gut wie unmöglich ist. Den Ge­
treidemangel wird die Regierung damit 
kaum überwinden, aber als Resultat der 
eingeleiteten Maßnahmen zeichnet sich 
eine weitere Verknappung von Fleisch, 
Butter und Milch ab — ein wahrer Teu­
felskreis der Krise.
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